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Vreupiche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1919 Nr. 2. 


(Nr. 11724.) Verordnung, betreffend das geſetzliche Vorkaufsrecht an land» und forftwirt- 
. ſchaftlichen Beſitzungen. Vom 23. Dezember 1918. 


N. Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 


Ge 
Zur Förderung der inneren Koloniſation wird die Veräußerung von land» 
und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen durch die folgenden Vorſchriften beſchränkt. 
Die Veräußerungsbeſchränkungen bedürfen zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegen- 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. 


Sa : 
() Wird eine mehr als 20 Hektar große Beſitzung der im $ 1 bezeich- 
neten Art ganz oder teilweiſe verkauft, ſo ſteht dem Staate dem Eigentümer 
gegenüber ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu. Beim Verkauf eines Teiles gilt 
dies nur dann, wenn der Teil für ſich allein oder mit Hinzurechnung anderer 
in dem Jahre vor Abſchluß des Kaufvertrags veräußerten Teile 20 Hektar über⸗ 
ſteigt. Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, ſobald der Verpflichtete mit 
einem Dritten einen Kaufvertrag über die Beſitzung geſchloſſen hat. 
(2) Der Staat kann das Vorkaufsrecht gemeinnützigen Anſiedlungs— 
geſellſchaften übertragen. Die Übertragung iſt bekannt zu machen. 
() Der zuſtändige Miniſter kann beſtimmen, daß das Vorkaufsrecht auch 
auf kleinere Beſitzungen, als Abſ. 1 feſtſetzt, ausgedehnt wird. 


§ 3. 
Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen bei Verkäufen an eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes oder an eine Perſon, die mit dem Verpflichteten in gerader 
Linie oder bis zum zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt. 


8 . 
() Die Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt drei Wochen feit 
dem Tage, an dem der Vorkaufsberechtigte die Mitteilung des Verpflichteten oder 
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des Dritten von dem Inhalt des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrags empfangen 


hat. Iſt die Beſitzung oder der abverkaufte Teil größer als 200 Hektar, ſo 
beträgt die Friſt ſechs Wochen. : ome 

() Die im Abf. bezeichnete Mitteilung wird durch die Mitteilung des 
Grundbuchamts erſetzt. Der Juſtizminiſter beſtimmt die Vorausſetzungen, unter 
denen das Grundbuchamt zu einer ſolchen Mitteilung verpflichtet iſt. 


() Das Grundbuchamt kann, wenn ihm das Beſtehen des Vorkaufsrechts 5 


bekannt iſt, die Eintragung des Eigentumsüberganges ſo lange ausſetzen, bis ihm 
die Nichtausübung des Vorkaufsrechts nachgewieſen wird. 

(4) Der Vorkaufsberechtigte iſt befugt, innerhalb der Friſt die Beſitzung 
oder den abverkauften Teil zu beſichtigen. Wird er von dem Verpflichteten oder 
dem Dritten an der Ausübung dieſes Rechtes gehindert, ſo läuft die Friſt des 
Abſ. 1 von dem Tage, an dem das Hindernis wegfällt. : 


8 5.5 

() Hat ſich der Dritte in dem Vertrage zu einer Nebenleiſtung verpflichtet, 
die der Vorkaufsberechtigte zu bewirken außerſtande oder die mit den Zielen der 
ſtaatlich geförderten inneren Koloniſation nicht vereinbar iſt, ſo hat dieſer ſtatt 
der Nebenleiſtung ihren Wert zu entrichten. Die Vereinbarung der Nebenleiſtung 
kommt jedoch nicht in Betracht, wenn der Vertrag mit dem Dritten auch ohne 
ſie geſchloſſen ſein würde. 5 

(2) Die Vereinbarung einer Nebenleiſtung iſt dem Vorkaufsberechtigten gegen⸗ 
über unwirkſam, wenn die Nebenleiſtung nicht in Geld zu ſchätzen iſt. 
g (3) Vertragsſtrafen, die zur Erfüllung derartiger Nebenleiſtungen (Abſ. 1, 2) 
ausbedungen ſind, ſind dem Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 


: § 6. : 

Hat ſich der Dritte in dem Vertrage zu einem Kaufpreiſe verpflichtet, der 
dem Vorkaufsberechtigten unangemeſſen hoch erſcheint, ſo kann dieſer ſeine ander⸗ 
weitige Feſtſtellung nach dem gemeinen Werte verlangen. Die Feſtſtellung erfolgt 
in dieſem Falle nach den Vorſchriften der $$ 24 ff. des Geſetzes über die Ent⸗ 
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221). Die 
§§ 2, 4, 5, 7, 8 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren 
zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen, 
vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) gelten entſprechend. Bei der 
Schätzung des gemeinen Wertes dürfen vorübergehende Wertſteigerungen, die auf 
die außerordentlichen Verhältniſſe des Krieges zurückzuführen find, nicht berück⸗ 
ſichtigt werden.. : E 

$7. 


Gegenüber demjenigen, der durch die Ausübung des im § 2 bezeichneten 
Vorkaufsrechts das Eigentum an einem Grundſtück erworben hat, und gegenüber 
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feinen Rechtsnachfolgern kann ein nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ein⸗ 

getragenes Vorkaufsrecht oder eine nach dieſem Zeitpunkt eingetragene Vormerkung 

zur Sicherung eines Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums nicht geltend 

gemacht werden. i “9 E 
§ 8. 

() Im übrigen find die $$ 505, 506, 508, 509, der $ 510 Abſ. 1, der 
$ 1098 Abf. 2 und die $$ 1100 bis 1102 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent 
ſprechend anzuwenden. Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich auch auf das mitverkaufte 
Zubehör. Fe 

(2) $ 1099 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß der Dritte den Inhalt des Kaufvertrags mit der im § 4 beſtimmten Wirkung 
mitteilen kann. 

(3) Der Vorkaufsberechtigte, der das Vorkaufsrecht ausübt, iſt verpflichtet, 
dem Käufer die Beurkundungs⸗ und Eintragungskoſten einſchließlich der Stempel 
und Umſatzſteuern und die baren Auslagen ſowie die von ihm gemachten Ver: 
wendungen auf das Grundſtück, inſoweit die Koſten, Auslagen und Verwendungen 
notwendig waren, zu erſtatten. ; 

GI 

() Die Vorſchriften der $$ 1 bis 8 gelten entſprechend, wenn die Beſitzung 
eingetauſcht oder in eine Geſellſchaft eingebracht oder von dem Konkursverwalter 
aus freier Hand verkauft oder im Wege der Zwangsverſteigerung übereignet wird. 

(2) Hat ſich der Dritte in einem Tauſchvertrag oder in einem Vertrag 
über die Einbringung in eine Geſellſchaft zu einer Leiſtung verpflichtet, die der 
Vorkaufsberechtigte zu bewirken außerſtande iſt, ſo hat dieſer ſtatt der Leiſtung 
ihren Wert zu entrichten. § 6 findet entſprechende Anwendung. 


§ 10. 
Die zur Ausführung diefer Verordnung erforderlichen Vorſchriften erläßt 
der zuſtändige Miniſter. ; 
$11. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die 
Preußiſche Regierung beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


Berlin, den 23. Dezember 1918. 
: Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Roſenfeld. 
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